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1 Rechtsgrundlagen 
 

1.1 Baugesetzbuch (BauGB) In der Fassung vom 03.11.2017 (BGBl. I S.3634),  
zuletzt geändert durch Art. 5 G v. 22.12.2025 I Nr. 348 

1.2 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) 

In der Fassung vom 21.11.2017 (BGBl. I S.3786), 
zuletzt geändert durch Art. 2 G v. 3.7.2023 I Nr. 176 

1.3 Planzeichenverordnung 
(PlanZV) 

In der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 l S.58), 
Zuletzt geändert Art. 6 G v. 12.8.2025 I Nr. 189 

1.4 Landesbauordnung (LBO) 
 

In der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, 358, ber. S. 416),  
zuletzt geändert Art. G vom 10.02.2026 (GBl. 2026 Nr. 15) 

1.5 Gemeindeordnung Baden-
Württemberg (GemO) 

In der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, ber. 698),  
zuletzt geändert Art. 2 G vom 10. 02.2026 (GBl. 2026 Nr. 13)  

2 Planungsrechtliche Festsetzungen  
       (Textliche Festsetzungen) 
 

2.1 Art der baulichen Nutzung 
§ 9(1)1 BauGB 

 § 11(1) BauNVO 

Siehe Eintragungen im Lageplan 
 

SO = Sondergebiet, hier: zum Zweck der Erzeugung elektrischer 
Energie und Speicherung 
 

Zulässig sind Solar-Module in aufgeständerter Ausführung ohne 
Stein- oder Betonfundamente.  
 

Zulässig sind die für die Solar-Module notwendigen Wechselrichter, 
Transformatoren, sonstige Betriebsgebäude und Nebenanlagen, 
die dem Nutzungszweck des SO-Gebietes dienen (z.B. Leitungen, 
Einfriedung, Kabel, Wege, Speicher, Löschwasseranlagen, Versi-
ckerungsanlagen, usw.). Des Weiteren sind wasserdurchlässige 
Wege für Montage- und Wartungsarbeiten zulässig. 

2.2 Maß der baulichen Nutzung  
 § 9(1)1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO 

2.2.1 Höhe baulicher Anlagen 
 § 16(2)4 und §18 BauNVO 

Die Höhe der Solar-Modultische ist mit maximal 4,0 m über der Ge-
ländeoberkante festgesetzt. Der Mindestabstand der Module von 
der Geländeoberkante wird im Mittel mit 0,8m festgesetzt. 

Die Gebäude- und Firsthöhe der Betriebsanlagen ist mit bis 4,0 m 
über der Geländehöhe festgesetzt. Die Geländehöhe beschreibt 
das Maß der mittleren am Gebäude anliegenden Höhe.  

2.2.2 Grundflächenzahl  
 § 16(2)1 und §19 BauNVO 

Die Grundflächenzahl wird gemäß § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB i.V.m. §§ 
17 und 19 BauNVO im Sondergebiet auf 0,6 festgesetzt und bezieht 
sich auf die tatsächliche Eingriffsfläche.  

Die Grundfläche berechnet sich aus der durch die Modultische 
überdeckten Fläche sowie der für den Betrieb der Anlage notwen-
digen Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO, dabei bleiben Um- und 
Durchfahrten unberücksichtigt. 

2.3 Überbaubare  
Grundstücksflächen  

 § 9(1)2 BauGB u.§ 23 BauNVO 

Die zugelassenen baulichen Anlagen sind nur innerhalb der festge-
setzten Baugrenzen zugelassen. Außerhalb der Baugrenze sind 
ausnahmsweise zugelassen: Einfriedung und Einrichtungen zum 
Brandschutz (z.B. Löschwassereinrichtungen), Leitungen, Kabel 
und Zuwegungen. 



Planungsrechtliche Festsetzungen zum BP `Solar Bischofsheimer Pfad´, Entwurf  

Seite 3 

2.4 Pflanzgebot  
 § 9 (1)20,25a,25b BauGB 

Das Pflanzgebot erstreckt sich über das gesamte Sondergebiet. Es 
ist, auch unter den Modulen, als extensiv genutztes Grünland an-
zulegen und zu pflegen. Es ist unter/ zwischen den Modulen stand-
ortgerechtes, autochthones/gebietsheimisches Saatgut, Ur-
sprungsgebiet 11 – Südwestdeutsches Bergland, zulässig. Es ist 
eine ‘Frischwiese/Fettwiese´ einzusäen. Die Fläche ist 2-mal jähr-
lich zu mähen, wobei in den ersten 5 Jahren ein häufigerer Schnitt 
möglich ist, um den Standort auszumagern. Die erste Mahd ist ab 
Mitte Juli zulässig. Bis zur jeweils nächsten Mahd sollen mindes-
tens acht Wochen liegen. Das Mähgut ist im Bereich der Umfahrten 
zwischen PV-Modulen und Zaun zu entfernen. Alternativ ist eine 
Beweidung als Pflegemaßnahme möglich. Der Einsatz von Dünger 
und Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig. 
 
Im Pflanzgebot 1 (pfg1) soll im Ziel eine ausdauernde, grasreiche 
Ruderalvegetation entstehen, die von Umzäunung freizuhalten ist 
und auch als Wildäsungsfläche dienen soll.  
Bodenvorbereitung der Ansaatfläche: Dominante, ausdauernde 
Unkräuter, wie z.B. Quecke und Ackerdistel, sind vor der Aussaat 
zu entfernen. 
Einsaat: Der Saum wird gebietsheimischem Regio-Saatgut, Ur-
sprungsgebiet 11 – Südwestdeutsches Bergland, eingesät. Der 
Grünlandbestand sollte zu mindestens 40 % aus wertvollen Grä-
sern, zu 60 % aus Kräutern bestehen.  Der günstigste Zeitpunkt für 
eine Ansaat ist der Spätsommer (Ende August/Anfang September). 
Pflege: Entwicklungspflege in den ersten beiden Jahren: Bei Mas-
senauftreten unerwünschter Pflanzenarten muss vor deren Blüte 
ein Schröpfschnitt erfolgen (Tischew et al. 2012, Rieger 2013). Die 
Schnitthöhe sollte mindestens 10-15 cm betragen, um die Keim-
linge und Jungpflanzen der angesäten Arten nicht zu schädigen. Je 
nach Standort können in der Vegetationszeit 2-3 Schröpfschnitte 
erforderlich sein (meist Mai/Juni und Juli/August). 
Entwicklung und Pflege: Der Streifen, der auch wegen des benö-
tigten Waldabstands nicht mit Solarmodulen überplant wird, wird 
vom Bewirtschafter in Teilbereiche eingeteilt. (1) Eine Teilfläche 
wird abschnittsweise und zeitlich versetzt gemäht (ab Mitte Au-
gust). Ein hoher Rückschnitt fördert die Regeneration der Pflanzen. 
Das Schnittgut ist abzutransportieren. (2) Eine gemähte Teilfläche 
wird im Herbst umgebrochen und zur Förderung der Segetalarten 
der Selbstbegrünung überlassen oder neu eingesät. Es wird eine 
insektenfreundliche Mähtechnik (z.B. Balkenmäher, Mäher mit In-
sektenscheuche) verwendet. Jeglicher Einsatz von Dünger und 
Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig.  

 
Entlang der Wege am Plangebietsrand ist in Pflanzgebotsfläche 2 
(pfg2) ein extensiv genutzter Saum zu entwickeln. Die linearen  
Randstrukturen sind mit einem hohen Kräuteranteil als blütenrei- 
cher Saum anzusäen. Zulässig sind ausschließlich Saatmischun- 
gen aus dem Ursprungsgebiet 11 – Südwestdeutsches Bergland.  
Vor der Einsaat ist das Unkraut zu entfernen, der Boden zu lockern  
und eine feinkrümelige Bodenstruktur für das Saatbeet herzustel- 
len. Die Aussaat ist im Zeitraum von Mitte März bis Anfang Mai oder  
Mitte August bis Ende September durchzuführen. Die Samen sind  
obenauf auszubringen und anzuwalzen. Die Saumbereiche sind  
maximal 1-mal jährlich oder alle 2 Jahre im Frühjahr zu mähen, so- 
dass trockene Pflanzenteile im Winter Nutzinsekten als Winterquar- 
tier dienen. Das Mahdgut ist abzutransportieren. Jeglicher Einsatz  
von Dünger und Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. 
Die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen sind innerhalb eines 
Jahres nach Errichtung der Photovoltaikanlage umzusetzen und für 
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die Dauer der Betriebszeit der Anlage fachgerecht zu pflegen und 
fortzuführen. 
 
Alle Pflanzgebote dienen als planinterne Ausgleichsflächen.  

2.5 Schutz der Biotopstruktu-
ren 

 § 9 (1)25b BauGB  

Im Plangebiet liegt das Biotop "Feldhecke nordwestlich Grünfeld-
hausen". Die ökologisch wertvollen Strukturen sind in ihrer Ausprä-
gung und Funktion zu erhalten, auch temporäre Ablagerungen oder 
Baustelleneinrichtungen sind im Bereich der Biotopflächen unzu-
lässig. Der Biotopstatus bleibt erhalten. Zu den Biotopen ist ein Ab-
stand von 5 Metern zu den Modultischen zu schaffen.  

2.6 CEF-Maßnahme Feldler-
che 

 § 9 (1)20 BauGB  

Ausgleichsmaßnahmen für Bodenbrüter sind räumlich funktional im 
Umkreis von 3 km umzusetzen. Die Lage der Ausgleichsmaß-
nahme sollte nicht parallel zu vielbefahrenen Wegen verlaufen. Ein 
Mindestabstand von 50 m zu vertikalen Strukturen ist einzuhalten.  
Pro Feldlerchen-Brutpaar ist eine mehrjährige blütenreiche Bunt-
brache mit einer Größe von 0,1 ha anzulegen. 
Bei der Ansaat wird autochthones Saatgut, Ursprungsgebiet 11 – 
Südwestdeutsches Bergland, verwendet. Durch eine reduzierte 
Saatgutmenge (1-2g/m²) wird ein lückiger Bestand erzielt, Fehlstel-
len sind im Bestand zu belassen. 
Jedes Jahr wird die Hälfte der Fläche umgebrochen, aber nicht be-
stellt, um damit einen Wechsel einer offenen Fläche und einer lü-
ckig mit Ackerwildkrautgesellschaften bestandenen Fläche zu er-
reichen. 
Die Maßnahme ist auf dem Flurstück 317/1 Gemarkung Grünsfeld-
hausen durchzuführen.  

2.7 Bauzeit- und Baufeldbe-
schränkung 

 § 9 (1) 20 BauGB  

Die Lagerung von Baumaterial und Baufahrzeugen darf nicht au-
ßerhalb des Plangebietes und im Bereich ökologisch wertvoller 
Strukturen erfolgen. Zu folgenden Strukturen ist ein Abstand von 
mind. 6 m einzuhalten: Geschützte Biotope (Feldhecke). Im Bereich 
der Baustelleneinrichtung sind Platten auszulegen um den Boden 
vor Beeinträchtigungen und Verdichtung zu schützen.  
 
Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände des  
§ 44 BNatSchG sind die Baumaßnahmen im Zeitraum von  
01. Oktober bis 28. Februar auszuführen. Soll von diesen Bauzei-
ten abgewichen werden, ist das Plangebiet vor Beginn der Bau-
maßnahmen durch eine geeignete Fachperson auf ein Vorkommen 
und eine mögliche Betroffenheit von Bodenbrütern hin zu untersu-
chen. Alternativ zur Begehung kann vorbeugend die Freiräumung 
der Bauflächen durchgeführt werden, um den Aufenthalt von Brut-
vögeln im Nahbereich des Baufeldes ausschließen zu können. 
Hierzu sind die Bauflächen ab Mitte März bis zum Baubeginn dau-
erhaft offen zu halten. Die Fläche sollte bis zum Baubeginn in re-
gelmäßigen Abständen von etwa 3 Wochen gegrubbert werden. 
Das Baufeld wird dadurch als unbewachsene Ackerfläche freige-
halten. Weitere alternative Vergrämungsmaßnahmen zur Freiräu-
mung der Bauflächen sind in Abstimmung mit der UNB Main-Tau-
ber-Kreis ggf. zulässig. 
Zur Berücksichtigung der Bodenschutzbelange ist über eine Um-
weltbaubegleitung und ein vorhergehendes Monitoring (Flächen-
monitoring vor Baubeginn) evtl. eine frühere, mit der UNB abge-
stimmte Bauzeit möglich.  

2.8 Verkehrsflächen 
 § 9(1)11 und § 9(1)21 
BauGB 

Die Zufahrt zum Plangebiet erfolgt über den angrenzenden, asphal-
tierten Feldweg Fl-Nr. 247.  
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2.9 Beleuchtung 
 § 9(1) 24 BauGB 

Aufgrund der Lage im Außenbereich sind zum Schutz von Flora und 
Fauna jegliche Arten von Beleuchtung der Anlage unzulässig. Aus-
nahmsweise kann die Photovoltaikanlage zeitlich begrenzt wäh-
rend der Bauphase, Instandsetzung oder Demontage aufgrund von 
Arbeitsabläufen bzw. Arbeitsschutzbestimmungen oder derglei-
chen ausgeleuchtet werden. 

2.10 Zeitliche Befristung 
 § 9(2) 2 BauGB 

Befristung der Zulässigkeit von baulichen und sonstigen Nutzungen  
und Anlagen: Die im Bebauungsplan festgesetzten baulichen und  
sonstigen Vorgaben für Nutzungen und Anlagen sind bis zu dem  
Zeitpunkt zulässig, an dem die Anlage, nach Fertigstellung und In-
betriebnahme, für einen Zeitraum von mehr als 24 Monaten nicht  
betrieben wurde. Die Fläche ist dann innerhalb eines Jahres wieder  
in ihre ursprüngliche Nutzung als "landwirtschaftliche Fläche" zu-
rückzuführen. Dies gilt auch für den „Rückbau“ bzw. die Umwand-
lung der Maßnahmenflächen. 
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3 Hinweise 

3.1 Wasserschutzgebiet Das Wasserschutzgebiet „Grünbachgruppe“ grenzt an das Plange-
biet an. Zum Schutz des Grundwassers vor nachteiliger Beeinflus-
sung ist bei Bau und Betrieb der Freiflächen-Photovoltaik-Anlage die 
die Rechtsverordnung des WSG zu beachten und die zuständige un-
tere Wasserschutzbehörde zu hören. 

3.2 Rückbauverpflichtung Der Betreiber verpflichtet sich nach Aufgabe der PV-Nutzung zum 
Rückbau der errichteten baulichen Anlagen (Solarmodule, sowie alle 
Nebenanlagen), damit die nachfolgende landwirtschaftliche Nutzung 
des Plangebiets möglich ist. 

3.3 Altlasten Im Plangebiet sind keine Altablagerungen bekannt. Sollte dennoch 
bei Erdarbeiten belasteter Boden angetroffen werden, so ist unver-
züglich das Umweltamt im Landratsamt Main-Tauber-Kreis zu be-
nachrichtigen und die Arbeiten im betroffenen Bereich einzustellen. 

3.4 Bodenschutz, Abfallver-
wertung 

Bei Einwirkungen auf den Boden sind Beeinträchtigungen seiner na-
türlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und 
Kulturgeschichte soweit wie möglich zu vermeiden (§ 1 BBodSchG). 
Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, dass 
schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden (§ 4 
BBodSchG).  

Planung und Durchführung von Bauvorhaben haben nach den aner-
kannten Regeln der Technik zu erfolgen. Insbesondere sind hierbei 
die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV), die 
Ersatzbaustoffverordnung, DIN 19639, DIN 19731, DIN 18915 und 
des § 202 BauGB „Schutz des Mutterbodens“ zu beachten. 
Die Anlage „Solarpark“ ist so zu errichten, zu betreiben und zu unter-
halten, dass Bodenverdichtungen soweit wie möglich vermieden/ver-
mindert werden. Hierzu ist z. B: auf Flächen außerhalb befestigter 
Straßen, welche als Zuwegung, Arbeitsfläche und/oder Materialla-
gerfläche genutzt werden, auf den Einsatz von geeigneten Hilfsmit-
teln (wie Baggermatten, Fahrbohlen, etc.) zurückzugreifen. Nicht ver-
meidbare Bodenverdichtungen und entstandene Schäden, sind nach 
Abschluss der jeweiligen Maßnahmen (Errichtungs- Betriebs- und 
Unterhaltungsmaßnahmen) zu beheben/ beseitigen. Nach dem Be-
trieb der Anlage sind im Rahmen der Stilllegung sämtliche Anlagen 
(wie z. B. auch Fundamente) ordnungsgemäß rückzubauen. Die Flä-
chen sind – in Abstimmung mit dem Grundstücks-Eigentümer – in 
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 den ursprünglichen Zustand zurückzuführen. Hierbei sind die Funk-
tionen des Bodens wiederherzustellen. Um die Tragfähigkeit der Bö-
den zu erhöhen und Verdichtungen zu vermeiden sollte nach der 
Ernte keine Bodenbearbeitung stattfinden bzw. möglichst frühzeitig 
(nach Möglichkeit eine Vegetationsperiode) eine Begrünung der Flä-
chen erfolgen. Bei Bauarbeiten auftretende Störungen, Schäden 
oder besondere Vorkommnisse sind der Unteren Bodenschutz- und 
Altlastenbehörde unverzüglich zu melden. 
Flächige Geländeveränderungen, Abgrabungen und Aufschüttungen 
zur Geländemodellierung (Nivellierung) sind aus bodenschutzfachli-
cher Sicht nicht zulässig. 
Greift ein Vorhaben auf einer Fläche von mehr als 0,3 Hektar nicht 
versiegelten, nicht baulich veränderten oder unbebauten Fläche ein, 
kann die Bodenschutzbehörde eine bodenkundliche Baubegleitung 
fordern, die die Umsetzung des Bodenschutzkonzeptes überwacht. 
Auf § 3 Abs. 3 Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) wird ver-
wiesen. Es ist bei Bauvorhaben und der Ausweisung von Baugebie-
ten ein Erdmassenausgleich anzustreben, um die Mengen von nicht 
vor Ort verwertbarem Aushub zu minimieren. Gemäß § 3 Abs. 4 
LKreiWiG ist zudem für im Rahmen von Bauvorhaben anfallenden 
Bodenaushub von mehr als 500 m³ ein Abfallverwertungskonzept zu 
erstellen. Dieses ist mit dem Bauantrag vorzulegen. 
 
Ein Bodenschutzkonzept ist zum Bauantrag vorzulegen. Sofern das 
Vorhaben erlaubnisfrei sein sollte, ist das Bodenschutzkonzept 6 
Wochen vor Maßnahmenbeginn dem Umweltschutzamt, Fachbe-
reich Bodenschutz und Altlasten vorzulegen.   

3.5 Geotechnik Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohl-
räume, Dolinen) sind nicht auszuschließen.   
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planun-
gen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu 
Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshori-
zonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen 
verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offene bzw. lehmerfüllte 
Spalten) werden objektbezogene, für das Bauvorhaben angemes-
sene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

3.6 Bodendenkmal/ Archäolo-
gische Funde 

Wird im Plangebiet eine archäologische Fundstelle angetroffen, wird 
auf die Regelungen gem. §§ 20 und 27 Denkmalschutzgesetz 
(DSchG) hingewiesen. 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologi-
sche Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 
DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde 
anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, 
Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 
Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ab-
lauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zu-
stand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer 
Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Siche-
rung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 
kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Bau-
firmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 
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3.7 Niederschlagswasser Die schadlose Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser 
über die belebte Bodenzone ist zu erhalten.  
Die Fläche unter den Solar-Modulen ist nicht befestigt, die Module 
stehen auf Tischen, darunter entsteht eine eingeschränkte, aber na-
türliche Vegetation. Eine Ableitung der Oberflächenwasser wird so-
mit nicht notwendig. 
Die Niederschlagswasserbeseitigung hat nach der „Verordnung des 
Umweltministeriums über die dezentrale Beseitigung von Nieder-
schlagswasser“ zu erfolgen.   

3.8 Stoffeinträge Einträge von Betriebsstoffen (Kraftstoff, Öl) sind durch regelmäßige 
Kontrollen an den Baufahrzeugen (Kraftstoff und Hydraulikleitungen) 
zu vermeiden. 

3.9 Umweltbericht nach 
BauGB u. Eingriffsregelung 
nach NatSchG 

Hinsichtlich der Biotopbewertung und dem Umweltbericht wird auf 
die Begründung zum Bebauungsplan hingewiesen. 

3.10 Planunterlagen Der Lageplan im M 1:1.000 wurde auf Basis der ALKIS-Daten, Stand 
August 2024 durch die Klärle GmbH in Weikersheim erstellt. 

3.11 Bestandteile des Bebau-
ungsplanes 

Der Bebauungsplan `Solar Bischofsheimer Pfad“ besteht aus den 
vorliegenden planungsrechtlichen Festsetzungen, dem Lageplan 
(zeichnerische Festsetzungen) und als separate Satzung den Örtli-
chen Bauvorschriften. Weiterhin liegt den Satzungen eine Begrün-
dung mit Umweltbericht, eine spezielle artenschutzrechtliche Prü-
fung und Blendgutachten bei.  

 
 
 
 
 
 
 
Grünsfeld, den   

Bürgermeister Joachim Markert 

 


